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§ 2
(1) Die Vergütung für die Benutzung von Gebrauchs­

mustern nach § 11 des Gebrauchsmustergesetzes oder 
von solchen Gebrauchsmustern, deren Inhaber die Be­
nutzung einem volkseigenen oder ihm gleichgestellten 
Betrieb gestattet, besteht in einer einmaligen Zahlung 
(Abfindung). Zugrunde zu legen ist der Nutzen des 
ersten Nutzungsjahres. Die Berechnung hat nach der 
als Anlage II der Zweiten Durchführungsbestimmung 
vom 6. Februar 1953 zur Verordnung über das Er- 
findungs- und Vorschlagswesen in der volkseigenen 
Wirtschaft (GBl S. 297) beigefügten Vergütungstabelle 
zu erfolgen.

(2) Ist der Nutzen nicht oder nur schwer errechenbar, 
so sind als Abfindung unter Berücksichtigung der volks­
wirtschaftlichen Bedeutung und der Höhe des Umsatzes 
0,3 bis 9 °/o des Werkabgabepreises der Erzeugnisse oder 
Teile von Erzeugnissen zu zahlen, die während des 
ersten Nutzungsjahres auf Grund des Gebrauchsmusters 
hergestellt worden sind.

(3) Die Abfindung nach Absätzen 1 und 2 ist 
innerhalb eines Monats nach Ablauf des ersten Nut­
zungsjahres an den Inhaber des Gebrauchsmusters zu 
leisten. Eine Vorabzahlung bis zur Höhe von 1000 DM 
ist vom erstbenutzenden Betrieb innerhalb 30 Tagen 
nach Nutzungsbeginn auf Grund des vorkalkulierten 
Jahresnutzens zu zahlen.

§ 3
(1) Wird die Schutzdauer nach § 15 Abs. 2 des Ge­

brauchsmustergesetzes verlängert, so erhält der Inhaber, 
wenn das Gebrauchsmuster über das dritte Schutzjahr 
hinaus benutzt wird, innerhalb zwei Monaten nach 
Ablauf des dritten Nutzungsjahres eine weitere Ab­
findung. Beim Bemessen dieser weiteren Abfindung ist 
von dem Jahresnutzen auszugehen, der für den Ge­
brauchsmusterinhaber innerhalb der drei ersten Nut­
zungsjahre der günstigste wrar.

(2) Ist der Nutzen nicht oder nur schwer errechenbar, 
so besteht die weitere Abfindung unter Berücksichtigung 
der volkswirtschaftlichen Bedeutung und der Höhe des 
Umsatzes in 0,3 bis 9 ü/o des Werkabgabepreises der Er­
zeugnisse oder Teile von Erzeugnissen, die während 
eines der drei ersten Nutzungsjahre, das für den Ge­
brauchsmusterinhaber am günstigsten war, auf Grund 
des Gebrauchsmusters hergestellt worden sind.

(3) Auf die weitere Abfindung nach Absätzen 1 
und 2 sind die nach § 2 bereits gezahlten Beträge anzu­
rechnen.

§ 4
Die Abfindung nach §§ 2 und 3 darf insgesamt 

50 000 DM nicht überschreiten.

§ 5
(1) Vergütungen, die von Privatbetrieben an volks­

eigene oder ihnen gleichgestellte Betriebe als Inhaber 
von Gebraudismustern gezahlt werden, sind bei den pri­
vaten Betrieben als Betriebsausgaben und bei den volks­
eigenen Betrieben als Erträge zu behandeln.

(2) Die Aufwendungen für den Erwerb eines Ge­
brauchsmusters, das nicht im Zusammenhang mit der 
Tätigkeit in einem volkseigenen oder ihm gleichgestell­
ten Betrieb oder mit staatliche’* Unterstützung entstan­
den ist, sind zu Lasten der Kosten zu buchen. Tritt 
durch die sofortige Übernahme in die Kosten eine zu 
starke Kostenverschiebung ein, so ist der entsprechende 
Betrag über Vorleistungen abzugrenzen.

§ 6
Kann bei Streitigkeiten, bei denen ein Beteiligter ein 

volkseigener Betrieb ist, über die Behandlung und Ver­
gütung eines Gebrauchsmusters eine innerbetriebliche 
Einigung nicht erreicht werden, so ist der Streitfall der 
Schlichtungsstelle des zuständigen Ministeriums oder 
Staatssekretariats zur endgültigen Entscheidung zu 
unterbreiten.

§ 7
Die Vergütung für die Benutzung eines Gebrauchs­

musters nach §§ 2 und 3 dieser Durchführungsbestim­
mung und das Entgelt für die Übertragung eines Ge­
brauchsmusters auf einen volkseigenen oder ihm gleich­
gestellten Betrieb genießen die Vergünstigungen nach 
§ 7 der Verordnung vom 6. Februar 1953 über das Er- 
findungs- und Vorschlagswesen in der volkseigenen 
Wirtschaft (GBl. S. 293). Ziff. 1 der Anweisung vom
10. September 1953 über die Änderung und Ergänzung 
von Bestimmungen der Verordnung über die Besteue­
rung des Arbeitseinkommens (AStVO) und der hierzu 
ergangenen Richtlinien (AStR) (ZB1. S. 451) ist sinn­
gemäß anzuwenden.

§ 8 «
Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Ver­

kündung in Kraft.
Berlin, den 1. Februar 1956

Staatliche Plankommission
I.V.: Prof. S t a n e k  

Mitglied der Staatlichen Plankommission

Anordnung
zur Vorbereitung und Durchführung der Ferien­
gestaltung für die Schüler der Grund- und Mittel­

schulen im Jahre 1956.
Vom 10. Februar 1956

Zur Vorbereitung und Durchführung der Ferien­
gestaltung für die Schüler der Grund- und Mittelschulen 
wird im Einvernehmen mit dem Bundesvorstand des 
Freien Deutschen Gewerkschafts'bundes, dem Zentral­
rat der Freien Deutschen Jugend und dem Bundesvor­
stand des Demokratischen Frauenbundes Deutschlands 
gemäß Punkt 21 des Planes des Ministerrates der Deut­
schen Demokratischen Republik vom 30. Januar 1956 
zur Förderung der Jugend im Jahre 1956 (GBl. I S. 137) 
und § 28 der Fünften Anordnung vom 4. Februar 1954 
zur Durchführung des Gesetzes über die Teilnahme der 
Jugend am Aufbau der Deutschen Demokratischen Re­
publik und die Förderung der Jugend in Schule und 
Beruf, bei Sport und Erholung (GBl. S. 125) folgendes 
angeordnet:

§ 1
(1) Die Feriengestaltung für alle Schüler der Grund- 

und Mittelschulen der Deutschen Demokratischen Re­
publik ist unter der Losung:
„Frohe Ferientage für alle Kinder in ganz Deutschland“ 
unter Berücksichtigung der Direktive vom 30. November 
1954 zur Vorbereitung und Gestaltung der Sommer­
ferien 1955 (Sonderdruck Nr. 59* des Gesetzblattes) zu 
organisieren.

(2) Die Feriengestaltung dient der Erholung der Kin­
der bei Spiel und Sport. Dabei sollen alle Möglichkeiten 
der patriotischen Erziehung und der Vermittlung hei­
matkundlicher Kenntnisse durch die deutsche demokra­
tische Schule und die Pionierorganisation „Ernst Thäl­
mann“ sinnvoll ausgenutzt werden.

• Zu beziehen ab 15. März 1956 über den örtlichen Buch­
handel und über das Buchhaus Leipzig, Leipzig C 1, Quer­
straße 4—6.


